
Öffentlichkeit und den Richtern suggerieren wollen, 
daß alles, was sie angerichtet und verbrochen haben, 
nicht auf eigene, seltostverantwortliche Entscheidung 
zurückging, sondern gewissermaßen durch den deus 
ex machina, der da Hitler oder Notwendigkeit des 
Krieges hieß, vorentschieden und damit vorgegeben 
war. Selbst Verbrecher wie Eichmann waren bereit, 
das objektive Unrecht, das sie begangen hatten, anzu­
erkennen, und fanden sogar wohl- und hohltönende 
Phrasen dafür, daß sie für die objektive Verwirk­
lichung solcher Verbrechen den Tod verdient hätten. In 
dem Moment aber, da es an ihre e i g e n e  Schuld ging, 
da sie anerkennen sollten, daß ihre Untaten Ergebnis 
e i g e n e r  Entscheidungen waren, erfanden sie Aus­
reden über Ausreden. Sie alle wollten nur kleine, un­
verantwortliche Rädchen in einem großen Getriebe 
gewesen sein.
Vielleicht können wir hieran besser als an sog. Grenz­
fällen erkennen, welche Durchschlagskraft hinter die­
sem keineswegs nur psychologisch, sondern ebenso 
auch philosophisch und politisch-moralisch geprägten 
Begriff der Entscheidung als Grundbegriff der Schuld 
steckt.
Leider werden wir, da unser Sprachschatz nie so reich 
ist wie die Wirklichkeit, mit den verwendeten Worten 
immer an die Grenzen der Ausdruckskraft gebracht.

Der Begriff „Entscheidung“ assoziiert ebenso manche 
unrichtige Vorstellung wie der Begriff „Steuerung“, 
obwohl die moderne Steuerungs- und Regeltechnik da­
mit schon neue Vorstellungsweiten — wie den der 
Kopplung und Rückkopplung — hervorruft. Dennoch 
sind die Worte recht unzulänglich, weil sie doch an­
knüpfen an Vorstellungen von Schiffen, Pferden, 
Wagen oder Eisenbahnzügen, die man steuern oder 
koppeln kann.

»

Unser Begriff der Schuld, den wir bestimmen wollten 
und der jetzt in der Fassung des § 4 S1)GB-Entwurf 
vorliegt, muß sich gegen alte Vorstellungen von Rache 
und Sühne, gegen kausalmechanische Interpretation 
und Mißverständnis wehren. Es scheint vielleicht man­
chem so, als wäre es angesichts so vieler Mißverständ­
nisse besser, keinen Schuldbegriff, keinen Vorsatz­
begriff und keinen Fahrlässigkeitsbegriff, sondern nur 
Intuition zu haben, um allen Varianten gerecht werden 
zu können. Es dürfte jedoch eine große Frage sein, 
ob ein Gesetzbuch nach dem Motto verfahren darf: 
Wer gar nichts bringt, wird jedem etwas bringen.
Die Entscheidung über die hier erörterten Standpunkte 
liegt nunmehr in der Diskussion und schließlich beim 
Gesetzgeber selbst, den wir mit unseren Vorschlägen 
nur beraten wollten.
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Das künftige Jugendstrafrecht
In den Entwürfen des Strafgesetzbuches und der Straf­
prozeßordnung wurde der seit langem geforderten Ver­
einigung des Jugendstrafrechts mit dem allgemeinen 
Strafrecht entsprochen1. Es hat sich erwiesen, daß die 
Prinzipien des sozialistischen Jugendstrafrechts, wie sie 
im Jugendgerichtsgesetz vom 23. Mai 1952 niedergelegt 
sind, allgemeine Prinzipien des gesamten Strafrechts 
der sozialistischen Gesellschaft sind.
Die Enwürfe verallgemeinern die Erfahrungen, die bei 
der Anwendung des Jugendgerichtsgesetzes gemacht 
wurden. Zugleich werden neue gesetzliche Lösungen 
vorgeschlagen, die den gegebenen und sich abzeichnen­
den Möglichkeiten der sozialistischen Gesellschaft ent­
sprechen, Straftaten Jugendlicher zu bekämpfen. Mit 
der Aufhebung der bisherigen gesetzessystematischen 
Verselbständigung des Jugendstrafrechts ist aber zu­
gleich auch eine stärkere Betonung der Besonderhei­
ten verbunden, die bei jugendlichen Rechtsverletzern 
zu beachten sind. Im 3. Kaipitel des Allgemeinen Teils 
des StGB-Entwurfs wird der gesellschaftliche Erzie­
hungsauftrag, den das sozialistische Strafrecht gegen­
über dem jugendlichen Straftäter zu erfüllen hat, for­
muliert (•§ 23 Abs. 2):

„Bei der Verwirklichung der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit Jugendlicher geht das sozialistische 
Strafrecht davon aus, daß ihre entwicklungsbeding­
ten Besonderheiten berücksichtigt und Maßnahmen 
eingeleitet werden, die die Erziehungsverhältnisse 
des Jugendlichen positiv beeinflussen und den Pro­
zeß der sozialistischen Persönlichkeitsentwicklung 
des Jugendlichen und sein Hineinwachsen in die ge­
sellschaftliche Verantwortung wirksam unterstützen.“

Die Notwendigkeit der sozialistischen Kooperation 
bei der Erziehung Jugendlicher
Mit § 23 des Entwurfs wird die in Art. 2 statuierte Auf­
gabe der strafrechtlichen Verantwortlichkeit für ju-

1 Die Aussprache hierüber wurde eingeleitet durch Lekschas / 
Fräbel, „Bedarf die Regelurfg des Strafverfahrens gegen 
Jugendliche einer Veränderung?“, NJ 1959 S. 341 ff.; vgl. auch 
Grathenauer, Die Überwindung der Sonderstellung des Jugend­
strafrechts, in: Beiträge zur Bekämpfung der Jugendkrimi­
nalität, Berlin 1961, S. 80 S.

gendliche Täter ergänzt und konkretisiert. Sie beruht 
auf zahlreichen kriminologischen Analysen, die von 
Praxis und Wissenschaft gemeinsam angefertigt wur­
den, um tiefer in die objektiven und subjektiven Be­
dingungskomplexe einzudringen, die bei der Entste­
hung krimineller Handlungen Jugendlicher mehr oder 
minder entscheidend mitgewirkt haben2. Solche Analy­
sen haben immer wieder den Nachweis erbracht, daß 
bei Jugendlichen, die wegen Straftaten zur Verantwor­
tung gezogen werden mußten, überwiegend Mängel 
oder sogar Fehler in der Erziehung vorliegen. Diese 
Mängel, Schwächen oder Fehler sind in den unmittel­
baren Lebensbereichen und Lebensbeziehungen nach­
weisbar, die für die Persönlichkeitsentwicklung eine 
große Bedeutung haben und von denen das Kind oder 
der Jugendliche noch sehr starke und vielfach auch 
unmittelbare Anregungen für das eigene soziale Han­
deln erhält. Widersprüche in der erzieherischen Ein­
wirkung im weitesten Sinne führen oft zu solchen 
Verhaltensreaktionen des Minderjährigen, die in kras­
sem Gegensatz zu grundsätzlichen Erziehungserwartun­
gen und zu den sozialen Anforderungen an den jun­
gen Menschen in der sozialistischen Gesellschaft stehen 
oder stehen können.
Das neue Strafrecht versteht unter Jugendalter den 
Lebenszeitraum zwischen dem 14. und 18. Lebensjahr 
(§ 24 Abs. 1). Dieser Lebensabschnitt ist — wie die Ju­
gendforschung herausgearbeitet hat3 — unter anderem 
dadurch gekennzeichnet, daß der junge Mensch sich 
noch in einem Prozeß des sozialen Werdens befindet. 
Durch Bildung und Erziehung, die zum Teil fest insti­
tutionalisiert sind, wird er auf das Leben in der sozia­
listischen Gesellschaft vorbereitet. Der junge Mensch 
eignet sich durch Erziehungsanforderungen und aktive 
Auseinandersetzung mit diesen die notwendigen Kennt­
nisse und 'Fähigkeiten an, um ein vollwertiges Mit-

2 zu den Arbeiten, die sich mit den Problemen der Jugend­
kriminalität befassen, vgl. die Bibliographie in: Buchholz / 
Hartmann / Lekschas, Sozialistische Kriminologie, Berlin 1966, 
S. 303 ff.
3 Vgl. Friedrich / Kossakowski, Zur Psychologie des Jugend­
alters, Berlin 1962; Kossakowski, Über die psychischen Ver­
änderungen in der Pubertät, Berlin 1965.
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